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Vorwort

Die vorliegende Untersuchung behandelt mit der Rechtsnorm des § 7 Abs. 1 
Satz 5 EStG eine Vorschrift, die zur Eindämmung von Steuergestaltungen im 
Zusammenhang mit der Abschreibung von Wirtschaftsgütern geschaffen 
wurde. Die Arbeit beschäftigt sich mit den Tatbestandsmerkmalen und Rechts-
folgen der Vorschrift, beschreibt ihre Auswirkungen für den Steuerpflichtigen 
und diskutiert offene Rechtsfragen. Sie zeigt aber auch auf, dass die Norm 
weitere Gestaltungsvorschläge zur Umgehung hervorgerufen hat. Damit ist 
die Regelung beispielhaft für zahlreiche Steuerrechtsnormen, die zu einer 
beachtlichen Komplexität der Besteuerung beitragen, ohne eine  umfassende 
Steuergerechtigkeit zu schaffen. Neben der Diskussion der Rechtsfragen, die 
sich im Zusammenhang mit der Regelung des § 7 Abs. 1 Satz 5 EStG stellen, 
soll die Arbeit daher zu einer Vereinfachung des Steuerrechts unter Berück-
sichtigung seiner Strukturprinzipien anregen.

Die Juristische Fakultät der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg hat 
diese Arbeit im Wintersemester 2018/2019 als Dissertation angenommen. 
Das Manuskript wurde für die Veröffentlichung aktualisiert, wobei später 
veröffentlichte Rechtsprechung und Literatur bis zum 31. Mai 2020 berück-
sichtigt werden konnten.

An dieser Stelle möchte ich mich für die vielfältige Unterstützung bedan-
ken, die mir während der Erstellung dieser Arbeit zuteilwurde.

Mein vornehmster Dank gebührt dabei Herrn Professor Dr. Dres. h. c. Paul 
Kirchhof, Bundesverfassungsrichter a. D., der mir die Anregung für das 
Thema der Untersuchung gegeben und die Arbeit mit viel Geduld betreut 
hat. Als akademischer Lehrer hat er mich im fachlichen Diskurs und mit 
praktischem Rat stets unterstützt und gefördert. Während der Tätigkeit an 
seinem Lehrstuhl hat er mich für das Steuerrecht begeistern können und da-
durch meine berufliche Zukunft geprägt. Hierfür bin ich sehr dankbar.

Herrn Professor Dr. Hanno Kube gilt mein Dank für die zügige Erstellung 
des Zweitgutachtens und hilfreiche Anregungen, die ihren Eingang in die 
Druckfassung des Manuskripts gefunden haben. Ebenso bin ich Herrn Pro-
fessor Dr. Ekkehart Reimer für die Leitung der Prüfungskommission und den 
fachlichen Austausch während der Studien- und Promotionszeit verbunden.

Für die zahlreichen Fachgespräche und die fortwährende Diskussionsbe-
reitschaft danke ich meinen ehemaligen Kolleginnen und Kollegen am Insti-
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tut für Finanz- und Steuerrecht, vor allem Professor Pedro Augustin Adamy 
und Dr.  Max Vogel. Daneben gilt mein Dank auch Reinier van Alphen, 
Dr. Maximilian Apel, Priv.-Doz. Dr. Mattis Bertlich, Dr. Benedikt von Bronk, 
Maximilian Frye, Dr. Moritz Matthey, Dr. Marlien Telöken, Dr. Fabian Ste-
phany und Benedikt von Thüngen-Reichenbach, die mir mit wichtigen Rat-
schlägen zur Seite gestanden haben.

Schließlich hat mich meine Frau Elisabeth während der gesamten Promo-
tionszeit vorbehaltlos unterstützt. Durch ihren Zuspruch hat sie in besonderer 
Weise zu dieser Arbeit beigetragen. Ihr möchte ich das Buch widmen.

Berlin, im Herbst 2020	 Christian Vandersmissen
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A. Unterbindung systemwidriger Steuervorteile  
durch § 7 Abs. 1 Satz 5 EStG?

Der Steuerstaat bestreitet seine Ausgaben durch die Erhebung von Abga-
ben und ist daher auf die Beteiligung am wirtschaftlichen Erfolg seiner Bür-
ger angewiesen.1 Durch die Steuer wird der Steuerpflichtige zur Finanzierung 
des Gemeinwohls herangezogen, wobei sich die Steuerlast nach der finanzi-
ellen Leistungsfähigkeit des Einzelnen richten muss.2 Das Steuerrecht hat die 
Aufgabe, alle leistungsfähigen Personen durch die Tatbestände der Steuerge-
setze zu erfassen, um eine gleichmäßige Besteuerung zu gewährleisten.3 Der 
allgemeine Gleichheitssatz verlangt, dass alle Steuerpflichtigen entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit besteuert werden und sich keiner der Steuerpflicht 
entziehen kann.4 Wenn der Steuerzahler seine Belastung durch die Verwen-

1  BVerfGE 78, 249 (266 f.) – Fehlbelegungsabgabe; 82, 159 (178) – Absatzfonds; 
93, 319 (348) – Wasserpfennig; zum Steuerstaat des Grundgesetzes vgl. Isensee, in: 
Festschrift für Ipsen, S. 409; für die Steuer als „Preis der Freiheit“ siehe Kirchhof, in: 
Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Bd. V, § 118 Rn. 1; zur Rechtfertigung 
der Steuer auch Vogel, Der Staat 31 (1986), S. 481; Tipke, Steuerrechtsordnung, Bd. I, 
S. 228; Weber-Grellet, Steuern im modernen Verfassungsstaat, S. 22 f.

2  Statt vieler BVerfGE 66, 214 (223)  – Zwangsläufige Unterhaltsaufwendungen: 
„Es ist ein grundsätzliches Gebot der Steuergerechtigkeit, dass die Besteuerung nach 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ausgerichtet wird“; weitere Nachweise finden 
sich bei Birk, in: Festschrift für Kirchhof, § 147 Rn. 13–16; zum Leistungsfähigkeits-
grundsatz bereits Hensel, VJSchrStFR 1930, 441; ausführlich Birk, Leistungsfähig-
keitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, S. 6 und passim; für die indirekte Erfas-
sung der vermuteten Leistungsfähigkeit durch die Verbrauchsteuern siehe Kirchhof, 
DStR 2008, 1 (2).

3  Vgl. BVerfGE 40, 296 (328) – Abgeordnetendiäten; Tipke, Steuergerechtigkeit in 
Theorie und Praxis, S. 53; Kirchhof, StuW 1984, 297 (301 f.); Kruse, StuW 1990, 322 
(323); ähnlich bereits Art. 13 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte v. 
26.8.1789: „Pour l’entretien de la force publique et pour les dépenses d’administration, 
une contribution commune est indispensable. Elle doit être également répartie entre 
tous les citoyens, en raison de leurs facultés.“; die Anforderungen an die Allgemein-
heit der Steuer steigen mit dem staatlichen Finanzbedarf, vgl. Seer, in: Tipke/Lang, 
Steuerrecht, § 1 Rn. 9.

4  BVerfGE 96, 1 (6) – Weihnachtsfreibetrag; 101, 297 (309) – Häusliches Arbeits-
zimmer; Kirchhof, Besteuerung im Verfassungsstaat, S. 39; Lang, Bemessungsgrund-
lage der Einkommensteuer, S. 167; zur gleichmäßigen Anwendung der Steuergesetze 
vgl. BVerfGE 84, 239 (271) – Kapitalertragsteuer: „Der Gleichheitssatz verlangt für 
das Steuerrecht, dass die Steuerpflichtigen durch ein Steuergesetz rechtlich und tat-
sächlich gleich belastet werden.“; ähnlich BVerfGE 110, 94 (113) – Spekulationsteuer.
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dung steuergünstiger Gestaltungen entgegen seiner tatsächlichen Wirtschafts-
kraft mindern kann, widerspricht dies der Steuergerechtigkeit. Der Belas-
tungsgrund der Steuer ist die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Bürgers, 
nicht dessen geistige Befähigung zur planmäßigen Ausnutzung von Besteue-
rungslücken.5 

Die Steuergesetze bieten in ihrer Komplexität zahlreiche Möglichkeiten 
für Steuergestaltungen.6 Anders als die strafbare Steuerhinterziehung bei 
welcher der Steuerpflichtige zur Erlangung nicht gerechtfertigter Steuer
vorteile vorsätzlich unrichtige oder unvollständige Angaben gegenüber den 
Finanzbehörden macht (§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO), ist die offen erklärte Steuer
umgehung zulässig, weil der Bürger seine Rechtsgeschäfte im Rahmen des 
Zivilrechts so ausgestalten kann, dass sie nicht unter den Tatbestand einer 
Besteuerungsvorschrift fallen.7 Dennoch beeinträchtigt die Gestaltungsfrei-
heit die Steuergerechtigkeit, wenn der Betroffene eine niedrigere Steuerlast 
erreicht, indem er eine vom Gesetzgeber nicht vorgesehene Besteuerungs
lücke nutzt.8 Dass der Steuerpflichtige hierdurch eine leistungsgerechte Be-

5  Vgl. Tipke, Besteuerungsmoral und Steuermoral, S. 86; Eckhoff, in: Festschrift 
für Kirchhof, § 148 Rn. 1–6; als „Dummensteuer“ bezeichnet die durch Gestaltungen 
vermeidbare Steuerlast aus diesem Grund Rose, in: Festschrift für Flume, S. 257 
(259); für deren Definition als „(Teile von) Steuerlasten, die nicht entstanden wären, 
wenn der Steuerpflichtige das gleiche wirtschaftliche Ziel unter klugem Einsatz der 
vorhandenen Gestaltungsmöglichkeiten anders erreicht hätte.“ siehe ders., in: Fest-
schrift für Tipke, S. 153; zu den negativen Folgen der Steuergestaltung detailliert 
Kirchhof, StuW 1983, 173. 

6  Zur Missbrauchsanfälligkeit bereits BVerfGE 13, 331 (344) – Personenbezogene 
Kapitalgesellschaften; ähnlich BVerfGE 99, 88 (97)  – Verlustabzug; für das heutige 
Steuerrecht Nawrath, DStR 2009, 2 (3); zur Wirkungsweise von Gestaltungsmöglich-
keiten siehe auch Rose/Glorius-Rose, Steuerplanung und Gestaltungsmissbrauch, 
S. 33–65; umfangreich Rödder, Gestaltungssuche im Ertragsteuerrecht, S. 4 und pas-
sim; Sieker, Umgehungsgeschäfte, S. 181–186; für § 42 AO als Generalklausel zur 
Verhinderung missbräuchlicher Gestaltungen Seer, DStJG 33 (2010), S. 1; kritisch zu 
dessen Regelungsumfang allerdings Hey, BB 2010, 1044; Offerhaus, FR 2011, 878; 
zur Steuerumgehung als Rechtsproblem schon Hensel, in: Festgabe für Zitelmann, 
S. 217; Lion, VJSchrStFR 1927, 132 (186).

7  Für die Gestaltungsfreiheit nur BFH, Urteil v. 12.7.1988 – IX R 149/83, BStBl. II 
1988, 942; BFH, Urteil v. 12.9.1995 – IX R 54/93, BStBl. II 1996, 158; zu den Gren-
zen der Steuerumgehung Fischer, SWI 1999, 79; zur Abgrenzung von der Steuerhin-
terziehung Birnbaum/Matschke, NZWiSt 2013, 446.

8  Zum Gebot einer gerechten Besteuerung siehe BVerfGE 6, 55 (70) – Steuersplit-
ting; ähnlich BVerfGE 105, 17 (47) – Sozialpfandbriefe; grundlegend Smith, Inquiry 
into the Nature and Causes of the Wealth of Nations, S. 317 f.; zu den Anforderungen 
Schuppert, in: Festschrift für Zeidler, S. 691 (711–713); Jochum, Steuervergünsti-
gung, S. 95–98; Di Fabio, JZ 2007, 749 (751 f.); Tipke, StuW 2007, 201 (204 f.); 
Hüttemann, DStR 2015, 1146; Kirchhof, in: Festschrift für Lang, S. 451 (453); das 
Wechselverhältnis zur Gestaltungsfreiheit diskutiert Walz, Steuergerechtigkeit und 
Rechtsanwendung, S. 215.
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steuerung vermeiden kann, ist „die größte Schwäche des gegenwärtigen 
Besteuerungswesens“9. Der freiheitsberechtigte Bürger ist bei der Ausübung 
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit frei und wird die Unzulänglichkeiten des 
Steuerrechts nutzen, um seine Belastung möglichst gering zu halten.10 Der 
Gesetzgeber kann eine gerechte Lastenverteilung nur erreichen, wenn er 
Steuergesetze erlässt, die eine vollständige Erfassung der Leistungsfähigkeit 
gewährleisten. Auch im Rahmen des geltenden Rechts ist die Gesetzgebung 
angehalten, aufkommenden Gestaltungsmöglichkeiten, die einer leistungsge-
rechten Besteuerung zuwiderlaufen, durch Gesetzesänderungen entgegenzu-
treten und eine gleichmäßige Steuerlast sicherzustellen.11

Zur Verhinderung missbräuchlicher Gestaltungen im Bereich der Abset-
zung für Abnutzung hat der Gesetzgeber mit Art. 1 Nr. 11 StEntlG 1999/ 
2000/2002 die Vorschrift des § 7 Abs. 1 Satz 4 (nun: Satz 5) EStG12 erlassen. 
Der Steuerpflichtige konnte bis zu Schaffung der Regelung mithilfe der Ein-
lage eines zuvor zur Erzielung von Überschusseinkünften genutzten Wirt-
schaftsguts in sein Betriebsvermögen zusätzliche Absetzungsbeträge schaffen 
und hierdurch sein zu versteuerndes Einkommen mindern. Dabei lagen die 
für die Abnutzung des Wirtschaftsguts insgesamt in Anspruch genommenen 
Absetzungsbeträgen in vielen Fällen über den ursprünglichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, sodass der Betroffene zusätzliche Betriebsausgaben 
geltend machen konnte, die dem Gesetzesentwurf zufolge nicht sachlich ge-
rechtfertigt waren.13 

9  So Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, S. 4; ähnlich Tipke, Steuergerechtigkeit in 
Theorie und Praxis, S. 150 f.; zur Notwendigkeit einer Reform des Steuerrechts auch 
Weber-Grellet, DB 2007, 1717.

10  Kirchhof, DStJG 24 (2001), S. 9 (26–28); Di Fabio, JZ 2007, 749 (751); zur 
Lenkungswirkung der Steuergesetze vgl. Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem 
rationalen Steuersystem, S. 62–66; im Gegensatz hierzu fordert das Postulat der Steu-
erneutralität eine Besteuerung, die sich nicht auf das wirtschaftliche Verhalten des 
Steuerpflichtigen auswirkt, vgl. Rose, in: Festschrift für Lang, S. 641; zum Verhalten 
des Steuerpflichtigen auf die Besteuerung schon Mann, FinArch 2 (1934), S. 281; ein 
„Grundrecht auf steueroptimierende Gestaltung“ wird diskutiert von Lenz/Gerhard, 
BB 2007, 2429.

11  Siehe hierzu Müller-Franken, Maßvolles Verwalten, S. 252 f.; ausführlich zu 
den Anforderungen für den Steuergesetzgeber Kirchhof, NJW 1987, 3217; für die 
Rechtsetzungsgleichheit als Ausprägung des allgemeinen Gleichheitssatzes vgl. insbe-
sondere Jochum, Grundfragen des Steuerrechts, S. 19.

12  Entwicklung der Vorschrift: § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG eingefügt durch Art. 1 
Nr. 11 StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402), zu Satz 5 durch 
Art. 9 Nr. 7 HBeglG v. 29.12.2003 (BGBl. I 2003, 3076), geändert durch Art. 1 Nr. 8 
JStG 2010 v. 8.12.2010 (BGBl. I 2010, 1768). 

13  Vgl. Entwurf eines Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 v. 9.11.1998, BT-
Drs. 14/23, S. 172 (mit Beispiel): „[Durch die Einlage des Wirtschaftsguts] kann der 
Steuerpflichtige ohne zusätzliche neue Aufwendungen erneut Abschreibungspotential 




